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I N HA LT

Für das Jahr 2015 ist unter dem Verwendungszweck

 „Bedarfszuweisungen zum Gebührenhaushalt Kanal (Haus-

haltsjahr 2014)“ wiederum ein Betrag von drei Millionen

Euro vorgesehen.

Die Bedarfszuweisungen werden unter folgenden

Voraussetzungen gewährt:

1. Die Gemeinde hat angemessene einmalige und lau-

fende Gebühren vorzuschreiben. Maßgeblich sind die Ge-

bührensätze des Jahres 2014. In diesem Jahr waren EUR 5,33

inkl. Umsatzsteuer je m³ Baumasse bzw. EUR 15,99 inkl.

 Umsatzsteuer je m² Bruttogeschossfläche an einmaligen bzw.

bis zum ersten Ablesezeitpunkt im Jahr 2014 EUR 2,048 inkl.

Umsatzsteuer je m³ Wasserbezug über Wasserzähler und ab

dem ersten Ablesezeitpunkt EUR 2,083 inkl. Umsatzsteuer

je m³ Wasserbezug über Wasserzähler an laufenden Gebüh-

ren vorzuschreiben. 

2. Werden verlorene Zuschüsse (Förderungen) ge-

währt, die die Kanalgebührenbelastung auch nur für einzel-

ne Gebührenpflichtige im Ergebnis auf  weniger als die an-

gemessenen Gebühren vermindern, so ist die Gewährung ei-

ner Bedarfszuweisung zum Gebührenhaushalt Kanal nicht

möglich. 

3. Eine weitere Voraussetzung ist die fristgerechte Be-

schlussfassung der Jahresrechnung 2014 bis spätestens

31. März 2015 (§ 108 Abs. 1 TGO). Als Nachweis sind die

Niederschrift der Gemeinderatssitzung sowie der Nach-

weis der erfolgten Kundmachung beim Bedarfszuwei-

sungsantrag im Reiter „Mitteilungen“ anzuschließen.

4. Die Gemeinde war im Haushaltsjahr 2014 nicht in der

Lage, den Gebührenhaushalt Kanal durch zumutbare ein-

malige und laufende Gebühren auszugleichen (Rech-

nungsabgang im ordentlichen Haushalt im Abschnitt 851).

Als zumutbare einmalige Gebühren gelten die unter

Punkt 1 genannten Gebühren. Als zumutbare laufende

 Gebühr gilt EUR 2,18 inkl. Umsatzsteuer je m³ Wasser-

bezug über Wasserzähler. Liegt die laufende Gebühr unter

der zumutbaren aber noch mindestens bei der angemesse-

nen Gebühr, so erfolgt lediglich eine Kürzung des Förder-

betrages.

5. Nach Vorliegen des weitergeleiteten endgültigen

 Gemeindehaushaltsdatenträgers (GHD) kann unter

 „Anträge“ mit der Filterauswahl Vorgangstyp „Gebühren-

haushalt Kanal“ und nach der Betätigung der Schaltfläche

„Suchen“ der Antrag „Gebührenhaushalt Kanal 2015“ aus-

gewählt werden.

Im Reiter „Haushalt“ sind die Haushaltsdaten aus dem

Datenträger zu übernehmen, im Reiter „Kennzahlen“ sind

sodann die vorgegebenen Felder (Gebührensätze der Ge-

meinde im Jahr 2014 etc.) zu befüllen.

Im Reiter „Mitteilungen“ sind die Niederschrift über die

Beschlussfassung der Jahresrechnung samt Kund -

machung sowie die Niederschriften des Gemeinderates

7.
Richtlinien für die Bedarfszuweisungen zum Gebührenhaushalt Kanal
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über die Festsetzung der im Jahr 2014 gültigen Gebüh-

ren (einmalige und laufende Gebühren) und die aktuell gül-

tige Kanalgebührenordnung anzuschließen.

Der ausgefüllte Antrag ist bis spätestens Mittwoch, den

15. April 2015, an die Abteilung Gemeinden weiterzuleiten.

Gemäß dem Schreiben Gem-A-18/2-2014 wird nochmals

darauf  hingewiesen, dass allfällige nachträgliche Korrek-

turen von Rechnungsabschlusspositionen bei der An-

tragsstellung (Vergütungen zwischen Verwaltungszweigen,

Personalaufwand etc.) im Haushaltsteil nicht mehr möglich

sind und nur mehr dann anerkannt werden, wenn diese be-

reits in der Jahresrechnung enthalten sind.

Die Aufsichtsbehörde behält sich vor, sich die diesen Po-

sitionen zugrundeliegenden Kalkulationen (Stundenauf-

zeichnungen etc.) zur Prüfung vorlegen zu lassen.

Die Abteilung Gemeinden prüft die Anträge sodann in-

haltlich und legt bis Ende Juni 2015 einen Verteilungsvor-

schlag vor. Eine zugesagte Förderung wird in der Regel im

Zuge der 2. Ausschüttung der Bedarfszuweisungen ausbe-

zahlt.

Die Bedarfszuweisungen sollen jenen Gemeinden zu gute

kommen, die trotz zumutbarer Gebühren unter Zugrunde-

legung der Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit

und Zweckmäßigkeit nicht in der Lage sind, den Gebühren-

haushalt Kanal auszugleichen. Kann mit dem vorgesehenen

Betrag von EUR 3,0 Mio. nicht das Auslangen gefunden wer-

den, werden die Bedarfszuweisungen im Verhältnis der

 Finanzkraft II der Gemeinden gekürzt. Die Landesregie-

rung behält sich weiters eine Deckelung (Obergrenze) des

Förderbetrages vor. 

Aus den Erfahrungen der letzten Jahre wird besonders

 darauf  hingewiesen, dass die unter „Mitteilungen“ durch die

Gemeinde bereitgestellten Unterlagen für die Bearbeitung

 eines Antrages vollständig vorgelegt werden müssen (Nie-

derschrift Beschlussfassung Jahresrechnung samt Kundma-

chung, Niederschriften Festsetzung Gebührensätze An-

schlussgebühr und laufende Gebühr für das Jahr 2014 sowie

die aktuell gültige Kanalgebührenordnung). Andernfalls

kann der Antrag nicht bearbeitet werden.

Es wird ausdrücklich darauf  hingewiesen, dass bei einer

verspäteten Beschlussfassung der Jahresrechnung 2014

nach dem 31. März 2015, bei Nichtvorhandensein eines

korrekten und endgültigen GHD-Datenträgers zum

Stichtag 15. April 2015, bei einem unvollständigen An-

trag oder bei verspäteter Antragstellung nach dem fest-

gesetzten Termin 15. April 2015 ausnahmslos keine Be-

darfszuweisung gewährt werden kann!

Aus gegebenem Anlass haben sich die Abteilungen Ge-

meinden, Bau- und Raumordnungsrecht und Verfassungs-

dienst sowie das Sachgebiet Raumordnung mit der Frage

 befasst, inwieweit bzw. in welcher Form Planungsverbänden

allenfalls zusätzliche Aufgaben, beispielsweise im Zusam-

menhang mit dem derzeit vielerorts anstehenden Breitband-

ausbau, übertragen werden könnten. Das Ergebnis der (ver-

fassungs)rechtlichen Prüfung dieses Ansinnens lässt sich wie

folgt zusammenfassen:

Zunächst ist festzuhalten, dass es sich bei den Planungs-

verbänden nicht um Gemeindeverbände auf  Grundlage von

– freiwillig abgeschlossenen – Vereinbarungen zwischen

 Gemeinden nach § 129 der Tiroler Gemeindeordnung 2001,

LGBl. Nr. 36 (in der Folge kurz: TGO) handelt, sondern um

so genannte Zwangsverbände aufgrund von Verordnungen

der Landesregierung nach § 130 TGO. Die Möglichkeit,

 Gemeindeverbände auch gegen den Willen der künftigen

Verbandsgemeinden zu bilden, ist verfassungsrechtlich vor-

gezeichnet. So normiert Art. 77 Abs. 2 der Tiroler Landes-

ordnung 1989, LGBl. Nr. 61/1988, dass in den Angelegen-

heiten, in denen die Gesetzgebung Landessache ist, durch

Landesgesetz die Bildung von Gemeindeverbänden zur Be-

sorgung von Angelegenheiten der Wirkungsbereiche der

 Gemeinde vorgesehen werden kann, wenn dies im Interesse

der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit

liegt und die Funktion der beteiligten Gemeinden als Selbst-

verwaltungskörper und als Verwaltungssprengel dadurch

nicht gefährdet wird. Durch Landesgesetz ist zu bestimmen,

dass vor der Bildung eines Gemeindeverbandes im Weg der

Vollziehung die beteiligten Gemeinden zu hören sind.

In Ausführung dieser Verfassungsbestimmung sieht § 130

Abs. 1 TGO vor, dass die Landesregierung durch Verord-

nung einen Gemeindeverband zur Besorgung von Angele-

genheiten der Wirkungsbereiche der Gemeinde aus dem Be-

reich der Gesetzgebung des Landes bilden kann, wenn die

soeben genannten Voraussetzungen gegeben sind. Zusätz-

lich hat der Landesgesetzgeber normiert, dass ein Zwangs-

verband durch Verordnung der Landesregierung erst dann

8.
Übertragung zusätzlicher Aufgaben auf Planungsverbände
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gebildet werden darf, wenn die beteiligten Gemeinden nicht

(vorher) durch Vereinbarung einen Gemeindeverband zur

Besorgung der betreffenden Angelegenheiten bilden.

Nach § 23 Abs. 1 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2011,

LGBl. Nr. 56, hat die Landesregierung durch Verordnung für

das gesamte Landesgebiet Gemeindeverbände (Planungs-

verbände) zur Gewährleistung der Mitwirkung der Gemein-

den an der Erfüllung der Aufgaben der überörtlichen Raum-

ordnung und zur Unterstützung der Gemeinden bei der

 Erfüllung der Aufgaben der örtlichen Raumordnung zu bil-

den; die Verbandsaufgaben sind im § 24 leg. cit. geregelt,

 wobei Abs. 4 dieser Bestimmung vorsieht, dass bei Vorliegen

der Voraussetzungen des § 130 Abs. 1 TGO den Planungs-

verbänden einzelne weitere Aufgaben, insbesondere auf  bau-

rechtlichem Gebiet, übertragen werden können.

Für die Bildung von Planungsverbänden, aber auch für die

Übertragung von Aufgaben auf  ebendiese hat dies nachste-

hende Konsequenzen:

• Planungsverbände dürfen nur zur Besorgung von ganz

bestimmten Angelegenheiten gebildet werden; ebenso kön-

nen ihnen nur ganz bestimmte Angelegenheiten übertragen

werden. Angelegenheiten, die nicht in den Wirkungsbereich

der Gemeinde aus dem Bereich der Gesetzgebung des Lan-

des fallen, können dem gegenüber nicht zu Angelegenheiten

von Planungsverbänden gemacht werden. Schon die kom-

petenzrechtliche Zuordnung der für eine Übertragung in

 Frage kommenden Angelegenheiten gestaltet sich in der

 Praxis schwierig und schränkt diese im Ergebnis auf  „klas-

sische“ Bereiche der örtlichen und überörtlichen Raumord-

nung ein (vgl. dazu die §§ 1 und 27 des Tiroler Raumord-

nungsgesetzes 2011). Es verbleibt somit schon unter diesem

Gesichtspunkt sehr wenig Spielraum in Bezug auf  mögliche

Angelegenheiten, die sich überhaupt für eine Übertragung

auf  die Planungsverbände eignen.

• Hinzu kommt, dass eine Aufgabenübertragung nur mit-

tels Landesgesetz bzw. mittels Verordnung der Landesregie-

rung erfolgen kann, was nicht zuletzt auch bedeutet, dass der

Abschluss einer Vereinbarung der Verbandsgemeinden in

Bezug auf  die Übernahme zusätzlicher Aufgaben unzulässig

ist. Ebenfalls nicht zulässig ist es, eine Übertragung bei-

spielsweise von einem Antrag der betroffenen Verbands -

gemeinden abhängig zu machen, zumal die einschlägigen

(verfassungs)gesetzlichen Bestimmungen diesbezüglich aus-

drücklich nur ein Anhörungsrecht vorsehen (vgl. Art. 116a

Abs. 2 zweiter Satz B-VG, Art. 77 Abs. 2 zweiter Satz der

 Tiroler Landesordnung 1989 und § 130 Abs. 6 TGO).

• Nicht zuletzt muss den Verbandsgemeinden vor einer

allfälligen Übertragung zusätzlicher Angelegenheiten die

 Gelegenheit gegeben werden, diese Aufgaben im Rahmen

 eines Zusammenschlusses zu einem Gemeindeverband nach

§ 129 TGO freiwillig zu übernehmen. Vor allem im Hinblick

auf  diese gesetzliche Vorgabe scheint eine Übertragung von

zusätzlichen Aufgaben auf  Planungsverbände mittels Ver-

ordnung wenig sinnvoll, zumal damit keinerlei Verwaltungs-

vereinfachung verbunden ist.

All dies zeigt, dass die Übertragung weiterer Aufgaben auf

die Planungsverbände, wie sie im § 24 Abs. 4 des Tiroler

Raumordnungsgesetzes 2011 vorgesehen ist, und die auf-

grund der Konzeption der Planungsverbände als Zwangs-

verbände durch Verordnung der Landesregierung erfolgen

müsste, auf  beträchtliche Hürden stößt; für die Wahrneh-

mung der eingangs erwähnten zusätzlichen Aufgaben eignen

sich Planungsverbände somit nicht.
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Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis Februar 2015
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November 2014 Dezember 2014

(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 2010
Basis: Durchschnitt 2010 = 100 110,3 110,3

Index der Verbraucherpreise 2005
Basis: Durchschnitt 2005 = 100 120,8 120,8

Index der Verbraucherpreise 2000
Basis: Durchschnitt 2000 = 100 133,6 120,8

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 140,5 140,5

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100 183,8 183,8

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100 285,7 285,7

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100 501,3 501,3

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 638,7 638,7

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 640,8 640,8

Der Index der Verbraucherpreise 2010 (Basis: Jahresdurchschnitt 2010 = 100) für den

Kalendermonat Dezember 2014 beträgt 110,3 (vorläufige Zahl) und ist  somit

gegenüber dem Stand für November 2014 unverändert geblieben (November 2014

gegenüber Oktober 2014: + 0,2%). Gegenüber Dezember 2013 ergibt sich eine

Steigerung um 1,0% (November 2014/2013: +1,7%).

VERBRAUCHERPREIS INDEX 
FÜR  DEZEMBER 20 1 4

(vorläufiges Ergebnis)
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